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Recht auf die Malwinen gefordert
Macri empfängt Angehörige von Kriegsgefallenen
Mauricio Macri beim Empfang von Angehörigen der gefallenen Malwinen-Soldaten. (Foto: gba.gob.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - „Wir werden weiterhin die Souveränitätsrechte über die Inselgruppe einfordern.“ Mit diesen Worten machte Präsident Mauricio Macri am Montag in seiner Residenz in Olivos deutlich, dass das Thema Malwinen trotz des 1982 verlorenen Krieges gegen Großbritannien für Argentinien noch nicht erledigt ist. Der Staats-
chef hatte zum 36. Jahrestag der argentinischen Invasion Angehörige der 90 Gefallenen des Waffenganges eingeladen, deren Gebeine auf dem insularen Darwin-Friedhof ruhen und deren Identität nun geklärt werden konnte (siehe Artikel unten).
Die Hoheitsrechte über den Archipel seien etwas, was Argentinien legitimer Weise forderte und ihm zustehe, meinte Macri, an dessen Seite Verteidigungsminister Oscar Aguad und Claudio Avruj, der Staatssekretär für Menschenrechte, waren.
Macri freute sich, dass nun die Identifizierung der Gefallenen möglich wurde: „Dieser 2. April ist ganz anders als derjenige des Vorjahres. Etwas, was unmöglich erschien nach so vielen Jahren der Resignation und Beklemmung, konnte nun durch Dialog und Diplomatie erreicht werden. So haben wir eine Schuld begleichen können, die alle Argentinier bei Euch haben“, so der Präsident in Richtung der Angehörigen.
Macri hatte sich seit seinem Amtsantritt um eine Entspannung der Beziehungen mit Großbritannien bemüht. Zwar erhebt auch seine Regierung Ansprüche auf die seit 1833 von den Briten verwalteten Inseln. Doch alle Schritte, die man dahin unternehme, bewegten sich in einem „Ambiente reifen und pragmatischen Dialogs“, betonte der Staatschef. Dadurch sucht er sich abzuheben von dem schroffen nationalistischen Ton, den die Kirchner-Regierungen in Richtung London pflegten.
Dabei war das Thema Malwinen für Macri nicht immer eine Herzensangelegenheit. So gab er 1997 in einem Interview mit der Zeitung „Página/12“ zu Protokoll, dass er diesbezüglichen Souveränitätsansprüche eines so großen Landes wie Argentinien niemals wirklich habe verstehen können. „Wir haben ja kein Problem wie die Israelis, die nicht genügend Platz haben.“ Und er fügte hinzu: „Ich denke, die Malwinen wären ein großer Extra-Unkostenpunkt für Argentinien.“
1982 war es zum bewaffneten Konflikt gekommen, nachdem die Militärjunta unter Leopoldo Galtieri eine Invasion auf den Inseln angeordnet hatte und somit die Briten herausforderte. Über 900 Soldaten auf beiden Seiten starben bei dem „absurden Krieg“ (Der Spiegel) im Südatlantik, den Großbritannien für sich entscheiden konnte. Auf argentinischer Seite leitete die militärische Niederlage immerhin das Ende der Diktatur ein.
Die Ansicht, dass die Malwinen eigentlich zu Argentinien gehören, wurde aber auch von den anschließenden demokratisch legitimierten Regierungen vertreten. Die Inselbewohner hingegen haben andere Wünsche. 98,8 Prozent von ihnen votierten bei einem Referendum vor fünf Jahren dafür, dass sie weiterhin britisch bleiben wollen.
Argentinien
„Die, die nur Gott kannte, erhalten Namen“
Identität von 90 gefallenen Malwinen-Soldaten geklärt
Von Magdalena Hechtel
Cornelia Schmidt Liermann (hinten rechts) und Claudio Avruj (hinten 2. v. rechts) mit den Geehrten. (Foto: mag)
Buenos Aires (AT) - Spätestens, als Raúl Porchetto seinen Klassiker „Algo de Paz“ („Etwas Frieden“) anstimmte, flossen bei den Angehörigen die Tränen. Denn der Anlass, zu dem sie sich gemeinsam mit zahlreichen Politikern im „Saal der verlorenen Schritte“ des Kongresses versammelt hatten, war zwar auch erfreulich und erleichternd, aber dennoch traurig.
Auf Initiative der Kongressabgeordneten und Präsidentin der Kommission für Ausländische Beziehungen, Cornelia Schmidt Liermann (Pro), wurden Personen geehrt, die mit ihrem größtenteils ehrenamtlichen Einsatz dazu beigetragen hatten, 90 bislang nicht identifizierten, im Malwinen-Krieg gefallenen Soldaten einen Namen zu geben. Bereits zwei Tage vor der Feierstunde waren die Familien der Toten auf die Malwinen geflogen. Dort ersetzten sie auf den Gräbern die Tafeln mit der Aufschrift „Soldado argentino solo conocido por Dios“ („Nur Gott bekannter argentinischer Soldat“) durch solche, die den Namen des Gefallenen zeigen.
Schmidt Liermann bezeichnete diese Reise als „historisches Datum“. Eine 36 Jahre währende Wunde sei durch das „überaus humanitäre“ Schaffen der zu Ehrenden geheilt worden. Bis dahin hätten sowohl die Demokratie wie auch der Staat in der Schuld der Angehörigen gestanden, sagte die Abgeordnete.
Auch der Staatssekretär für Menschenrechte, Claudio Avruj, verwendete das Bild der sich schließenden Wunde. „Mythen, Lügen und Ängste“ seien durch das Hintanstellen von politischem Ehrgeiz beseitigt worden. Nun sei es an der Zeit, der Sensibilität Raum zu geben und Liebe zu säen. Dies bedeute auch, die Identifizierung der 31 verbliebenen Toten voranzutreiben, so Avruj. Die für die Malwinen zuständige Staatssekretärin María Teresa Kralikas ließ daran keinen Zweifel: „Die Identität von 90 Soldaten konnten wir bereits ermitteln, und der Tag wird kommen, an dem auch alle anderen identifiziert sein werden“, rief sie den Angehörigen zu.
Für ihren Einsatz geehrt wurden Diego Rojas Coronel, der Chef de Mission des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes in Buenos Aires, Mitglieder der Forensischen Anthropologen Argentiniens, Julio Aro stellvertretend für die Stiftung „No me olvides“ („Vergiss mich nicht“), die das Projekt angeregt hatte, die Journalistin Gabriela Coffiti, María Fernanda Araujo, Präsidentin des Komitees der Familien auf den Malwinen gefallener Soldaten sowie Alejandra González als Vertreterin für die Angehörigen der nun identifizierten Toten. Durch ihren Einsatz waren im Laufe des vergangenen Jahres Leichen unbekannter Gefallener exhumiert und mit der DNA von Mitgliedern 107 verschiedener Familien verglichen worden. 90 Soldaten konnten so eindeutig zugeordnet werden.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Ärger um Reisekosten
Das Thema der erstattungsfähigen Reisekosten für Kongressabgeordnete sorgt derzeit für Ärger. Das Budget sieht für Parlamentarier pro Monat 20 Flugreisen und genauso viele Reisen auf dem Landweg für Dienstzwecke vor. Sollte der Abgeordnete diese nicht nutzen, kann er stattdessen monatlich bis zu 40.000 Pesos kassieren (1350 Pesos pro Flug, 650 Pesos pro Landreise). Pro Jahr also bis zu 480.000 Pesos. Im Vorjahr stieg der Umtausch um 41 Prozent gegenüber 2016. Präsident Mauricio Macri sprach von einer unguten Entwicklung. Ganz vorne in der Liste derjenigen, die sich Geld für nicht angetretene Dienstreisen auszahlen ließen, stand ausgerechnet Elisa Carrió. Die Fraktionschefin der Regierungsallianz „Cambiemos“ in der Deputiertenkammer strich in 2017 auf diese Weise rund 355.000 Pesos ein. Den gleichen Betrag ließ sich sonst nur der peronistische Oppositionelle Alberto Roberti ausbezahlen. Carrió, die sich politische Moral auf ihre Fahnen geschrieben hat, verwies darauf, dass der Umtausch „völlig legal“ sei. Zudem sei sie als Abgeordnete der Hauptstadt stets nur im Auto unterwegs gewesen. Auch weil sie in den letzten 20 Jahren stets alle Reiseausgaben offengelegt habe, stehe sie in dem Ranking oben, verteidigte sich Carrió.
Spannungen in Río Turbio
Zu Spannungen ist es beim Kohlekraftwerk Río Turbio in Santa Cruz gekommen. 15 Stunden lang belagerten Minenarbeiter der Gewerkschaft ATE Wohnungen von führenden Angestellten der staatlichen Firma YCRT, die derzeit eine Revision bei dem Energie-Unternehmen durchführen. Die Protestierer forderten die Wiedereinstellung entlassener Arbeiter. Bei der Belagerung, die im Anschluss an eine Gewerkschaftsversammlung entstand, kam es nach Darstellung der Zeitung „Clarín“ auch zu Akten des Vandalismus. YCRT-Verwalter Omar Zeidán beklagte ein sicherheitspolitisches Vakuum, für das er Provinzgouverneurin Alicia Kirchner verantwortlich machte. Die Provinzregierung erklärte ihrerseits, dass es eine gemeinsame Operation mit der Bundespolizei gegeben habe, um die leibliche Unversehrtheit der Belagerten sicherzustellen.
Missbrauchsvorwürfe
Missbrauchsvorwürfe erschüttern derzeit den argentinischen Rekord-Fußballmeister River Plate. Die Nicht-Regierungsorganisation „Hilfe für Opfer von Vergewaltigungen“ (Avivi) erstattete am Montag Anzeige in wenigstens zwei Fällen. Es geht um den Vorwurf von sexuellem Missbrauch an Nachwuchskickern, der sich zwischen 2004 und 2011 im Jugendinternat des Fußballclubs ereignet haben soll. Verdächtigt wird ein transsexueller Betreuer. Avivi stützt sich dabei auf die Aussage einer Chirurgin, die sieben Jahre lang bei River arbeitete. Sprecher des Vereins erklärten, die Justizbehörden bei den Ermittlungen unterstützen zu wollen. Im Blickpunkt steht derzeit auch der Club Independiente aus Avellaneda. Dessen Nachwuchsherberge soll nach Erkenntnissen der Staatsanwaltschaft vor drei Jahren Ziel eines Pädophilenrings geworden sein.
Prozess gegen De Vido
Gegen Julio De Vido ist ein neuer Prozess eröffnet worden: Der Ex-Planungsminister sowie weitere Funktionäre werden bezichtigt, vor gut elf Jahren den skandalumwitterten brasilianischen Baukonzern Odebrecht bei der Vergabe von Ausbauarbeiten an Gasleitungen bevorzugt zu haben. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtet, sei es um ein Gesamtvolumen von 2,3 Milliarden Dollar gegangen. Dabei sollen Überpreise von bis zu 800 Millionen Dollar gezahlt worden sein. Richter Daniel Rafecas leitete das Verfahren ein, bei dem sich auch die einstigen Staatssekretäre Daniel Cameron, Bautista Marcheschi und Cristián Alberto Folgar Batista verantworten müssen. De Vido sitzt derzeit bereits wegen Korruptionsvorwürfen im Zusammenhang mit dem Kohlekraftwerk Río Turbio in Untersuchungshaft.
Aus Gletscher gerettet
Drei europäische Touristen sind beim Klettern auf Feuerland in eine Gletscherspalte gestürzt. Die beiden Belgier und ein Franzose seien von Rettungskräften aus der Spalte am Gletscher Vinciguerra befreit worden, teilte der zuständige Zivilschutz am Dienstag mit. Einer der Belgier renkte sich die Schulter aus, die beiden anderen erlitten leichtere Verletzungen. Andere Besucher des 15 Kilometer von Ushuaia entfernten Gletschers hatten beobachtet, wie die drei bei einem Klettermanöver mit Seilen auf einem vereisten Stück ausrutschten, etwa 100 Meter weit schlitterten und dann in die Spalte stürzten. Daraufhin alarmierten sie die Behörden.
Brand in Botschaftsgebäude
Bei einem Brand im Gebäude der argentinischen Botschaft in Stockholm sind am Mittwoch 14 Menschen verletzt worden. Die schwedische Polizei geht von Brandstiftung aus. Ein Verdächtiger sei am Nachmittag im Zentrum der schwedischen Hauptstadt festgenommen worden, teilte sie mit. In schwedischen Medien war die Rede von einem Mehrfamilienhaus, in dem neben der argentinischen auch die diplomatischen Vertretungen Portugals und Tunesiens sowie ein Restaurant untergebracht seien. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die Beschleunigung der Prozesse
Von Juan E. Alemann
Die argentinische Justiz arbeitet sehr langsam. Prozesse, die in fortgeschrittenen Ländern ein oder zwei Jahre dauern, beanspruchen in Argentinien oft fünf und auch über zehn Jahre, was unschuldige Menschen jahrelang mit dem Verdacht belastet, ein Verbrechen begangen zu haben. Auf der anderen Seite begünstigt es Verbrecher, schafft in vielen Fällen Unbestimmtheit auf viele Jahre hinaus, die schädliche Wirkungen hat, und belastet die Gerichte mit zusätzlicher Arbeit. Es ist ein unhaltbarer Zustand, der bei Streitigkeiten über wirtschaftliche Themen in den letzten Jahrzehnten dazu geführt hat, dass Verträge einer privaten Justizinstanz unterstellt werden, also der Börse von Buenos Aires, der argentinischen Handelskammer und vielen anderen Institutionen, die angesehene Anwälte für diesen Zweck verpflichten. Diese Teilprivatisierung der Justiz hat gut funktioniert, aber nur den geringsten Teil des Problems gelöst. Beim Strafrecht bleibt ohnehin alles im staatlichen Bereich.
Es bestehen schon gesetzlich festgesetzte Fristen für die einzelnen Etappen der Prozesse, die jedoch nicht eingehalten werden, wie die Frist für die Präventivhaft von maximal drei Jahren, die die Richter ignorieren. In den Gefängnissen sitzen Menschen in Präventivhaft seit über zehn Jahren. Theoretisch sollte der Richterrat dafür sorgen, dass die Richter die Fristen einhalten, und allgemein Verzögerungen erklären, was er jedoch nicht tut. Es würde genügen, dass ein oder zwei Richter abgesetzt werden, damit sich alle anderen darum kümmern, dass die Verfahren nicht liegen bleiben.
Jetzt hat der Vorsitzende des Obersten Gerichtshofes, Ricardo Lorenzetti, das Thema aufgeworfen, und Justizminister Germán Garavano, der die gleiche Sorge teilt, hat ihn daraufhin besucht, um sich über die Reformen zu einigen, die für die Verkürzung der Verfahren notwendig sind. Lorenzetti hatte dem Minister schon die Vorschläge unterbreitet, die mit Richtern in einem Seminar am 6. und 7. März diskutiert und auch im Wesentlichen angenommen worden waren.
Der Strafprozess hat zwei Etappen: Eine erste, die sich auf die Tatsachen und Beweise bezieht, und die zweite, mit einem mündlichen Verfahren, das zum Urteil führt. Die erste Etappe, bei der die Verzögerung besteht, soll jetzt beschleunigt werden, indem zunächst auch ein mündliches Verfahren eingeführt wird, bei dem die Klage und die Verteidigung vorgebracht werden. Ebenfalls sollen die Möglichkeiten der Berufung eingeschränkt werden.
Abgesehen davon, sollen mehr Fälle als solche eingestuft werden, bei denen kein Zweifel besteht (was als “flagrancia” bezeichnet wird), was die Beweislast vereinfacht. Auch soll es einen Fortschritt bei der Einführung des informatischen Verfahrens geben, so dass dieses über das Internet abgewickelt und die Anhäufung von Papierakten vermieden wird. Präsident Macri besteht seinerseits darauf, dass die Gerichte auch am Nachmittag das Publikum bedienen, und dass die übertriebenen Ferien für Richter und Justizpersonal verkürzt werden. Wenn mehr gearbeitet wird, werden schließlich auch die Prozesse verkürzt.
Die Regierung wäre gut beraten, Juristen aus Ländern zu verpflichten, wo die Justiz gut funktioniert, damit sie das argentinische System prüfen und feststellen, wo Mängel bestehen und was getan werden muss, um sie zu überwinden. Es ist nicht ratsam, das Schießpulver neu zu erfinden.
Dass das neue schon von der Regierung angenommene System der Klage erst im November in der Provinz Salta und erst von 2021 bis 2023 allgemein in Kraft gesetzt wird, widerspricht der guten Absicht der Regierung. Es muss alles kurzfristig vollzogen werden.
Meinung
Im Blickfeld: Nur ein Traum
Von Stefan Kuhn
Am Mittwoch um 18.01 Uhr (Central Time) läuteten in den USA landesweit die Glocken. Sie klangen für Martin Luther King, der zu dieser Uhrzeit vor 50 Jahren im Memphis/Tennessee ermordet wurde. Sie schlugen 39 Mal, in diesem Alter endete das Leben des afroamerikanischen Bürgerrechtlers und Friedensnobelpreisträgers.
Martin Luther King ist heute eine Ikone in den USA. Er hat viel bewegt und verändert, aber er eignet sich auch besser als Vorbild als andere Kämpfer für die Gleichberechtigung der Afroamerikaner. Während Malcolm X von den Black Muslims und Stokey Carmichael von der Black Panther Party die Emanzipierung der Schwarzen auch mit Gewalt durchsetzen wollten, stand King bis zu seinem Tod für gewaltfreie Proteste. Dass ihn zu seinem 50. Todestag fast die Hälfte der Bevölkerung nicht würdigt, ist ein Grundproblem der US-amerikanischen Gesellschaft: der Rassenhass.
Immerhin hatte King Erfolg mit seiner Strategie und mit den US-Präsidenten John F. Kennedy und Lyndon B. Johnson mächtige Verbündete. Vor allem dem Südstaatler Johnson ist es zu verdanken, dass die Afroamerikaner noch zu Lebzeiten Kings per Gesetz gleichberechtigte US-Bürger wurden. Der Präsident unterzeichnete 1964 den „Civil Rights Act“, der die Rassentrennung endgültig aufhob. Ein Jahr später folgte der „Voting Rights Act“, der die Schikanen für Schwarze bei der Wählerregistrierung aufheben sollte.
Der promovierte Theologe King war von Anfang an dabei. In Montgomery/Alabama koordinierte der 26-Jährige den Busboykott. Dieser kam auf, weil sich fast alle der 42.000 afroamerikanischen Bürgerinnen und Bürger der Stadt mit Rosa Parks solidarisierte. Die 42-Jährige hatte sich geweigert, ihren Sitzplatz einem weißen Fahrgast zu überlassen und war deswegen verhaftet worden. Über ein Jahr lang wurden die Busse boykottiert - eine finanziell harte Strafe für die weißen Busunternehmer, denn der Großteil ihrer Fahrgäste waren Afroamerikaner. Ende 1956 hob der Oberste Gerichtshof die Rassentrennung in öffentlichen Verkehrsmitteln auf. Der Busboykott von Montgomery gilt als eigentlicher Beginn der Bürgerrechtsbewegung.
King versuchte in den folgenden Jahren das Modell des zivilen Ungehorsams, das in Montgomery erfolgreich war, auf andere Städte im Süden zu übertragen. Es gab Erfolge und Misserfolge. Er wurde verhaftet, es gab Mordanschläge auf ihn und seine Familie, aber auch die Niederlagen halfen ihn. Sie machten ihn weltweit bekannt. Der Höhepunkt seines Kampfes für die Gleichberechtigung der Afroamerikaner war zweifellos der Marsch auf Washington am 28. August 1963. An dem „March on Washington for Jobs and Freedom“ nahmen über 250.000 Menschen teil, darunter 60.000 Weiße. Auf dieser Kundgebung hielt er seine berühmte Rede „I have a dream“ („Ich habe einen Traum“), in der er die Unerreichbarkeit des „American Dream“ für Afroamerikaner beschrieb, aber auch eine Vision vom friedlichen Zusammenleben von Schwarz und Weiß entwarf.
1964 reist King nach Europa. Er redet in West- und Ost-Berlin und nimmt in Oslo den Friedensnobelpreis entgegen. Er gilt nun weltweit als Friedens- und Freiheitsheld. In den USA dagegen ist sein Stern am sinken. FBI-Chef Edgar J. Hoover, der King für einen kommunistischen Agenten hält, lässt ihn überwachen und startet eine Rufmordkampagne. Nach und nach distanziert sich auch Präsident Johnson, denn King fordert die Umsetzung des „Civil Rights Act“ ein und stellt sich gegen den Vietnamkrieg. Auch innerhalb der afroamerikanischen Gemeinschaft wird King angefeindet. Vielen gilt er als zu gemäßigt, während er für frühere weiße Verbündete zu radikal wird.
Ende März 1968 kommt King nach Memphis/Tennessee, um streikende Arbeiter der städtischen Müllabfuhr zu unterstützen. Diese fordern nach dem Tod zweier Kollegen bei einem Arbeitsunfall bessere Arbeitsbedingungen, gleiche Löhne wie die weißen Mitarbeiter und die Anerkennung ihrer Gewerkschaft. Bei einem von King angeführten Protestmarsch kommt es zu schweren Ausschreitungen durch radikalisierte junge Schwarze. Der Bürgerrechtler distanziert sich von den Krawallen und will eine neue gewaltfreie Demonstration durchführen. Am 3. April 1968 hält er in Memphis seine letzte Rede, in der er auch über den eigenen Tod sprach. Am nächsten Tag wird er im Lorraine Motel in Memphis von einem weißen Rassisten erschossen. Heute befindet sich dort eine nationale Gedenkstätte, das National Civil Rights Museum.
Es gibt viele Verschwörungstheorien um den Tod Martin Luther Kings. Selbst die Familie des Opfers glaubt nicht an die wahrscheinlichste Version eines rassistischen Einzeltäters. Aber in einem Punkt hat Martin Luther King III., der Sohn des Ermordeten, recht. Es kommt nicht darauf an, wer ihn ermordet hat, sondern was ihn ermordet hat. Und das ist auch ein halbes Jahrhundert nach Kings Tod noch nicht überwunden: der Hass. Es scheint, als ob er von Generation zu Generation weitervererbt wird. Mit der Wahl Barack Obamas zum US-Präsidenten 2008 glaubte die Bürgerrechtsbewegung am Ziel angekommen zu sein. Doch die Wahl des ersten Präsidenten mit afroamerikanischen Wurzeln hatte nur einen symbolischen Wert, ähnlich dem der Aufhebung der Rassentrennung. Der Hass existiert weiter. Bei den letzten Präsidentschaftswahlen hat er gesiegt.
Meinung
Randglossen
Argentinische Parlamentarier (Senatoren und Deputierte) erhalten außer ihrer sogenannten Diät als Vergütung für ihre politische Tätigkeit auch Reisegelder („viáticos“), mit denen sie im In- und Ausland gratis reisen dürfen. Die Parlamentarier, die ihre Reisegelder nicht benützen, dürfen sie in Bargeld umtauschen, womit sie in der Praxis ihre Diäten entsprechend erhöhen. Die politisch besonders streitlustige Abgeordnete Elisa Carrió, die in den letzten Parlamentswahlen in der Autonomen Stadt Buenos Aires, wie die Bundeshauptstadt neuerdings genannt wird, knapp über 50 Prozent der Stimmen erhalten hatte, ist jetzt erbost über Präsident Mauricio Macri, weil er das Privileg der Reisegelder abschaffen will. Macri hat dieses Spiel mit Eins zu Null gewonnen.
Man erkimt ihn kaum wieder. Nordkoreas Machthaber Kim Jong Un reist nach China, zeigt sich staatsmännisch und mit seiner eleganten Frau, von der man schon lange nichts mehr gesehen, geschweige denn gewusst hatte, ob sie nun wirklich Nordkoreas First Lady ist. Zurück in Nordkorea lässt Kim die Puppen tanzen, er besucht das Konzert einer südkoreanischen Popgruppe, und zeigt in seinem bescheidenen Rahmen so etwas wie Begeisterung. Der Führer sei „tief bewegt“ gewesen, teilte der nordkoreanische Rundfunk mit. Entspannung ist angesagt und dementsprechend entspannt reagierte Nordkorea auch auf ein US-südkoreanisches Manöver. Pjöngjang ignorierte es. Jetzt warten alle auf Kims nächsten Atomtest.
Mein Gott, Salman! Jetzt übertreibt der saudische Kronprinz die Modernisierung seines Landes. Gut, dass Frauen künftig Auto fahren dürfen, war ein überfälliger Schritt. Das entlastet die Kfz-Versicherer, denn Frauen bauen statistisch weniger Unfälle. Dass er nach dreieinhalb Jahrzehnten wieder Kinos erlauben will, ist auch verständlich. Warum sollte man der saudischen Jugend erbauliche Lichtbildwerke vorenthalten? Dass aber Männlein und Weiblein in diesen Kinosälen nicht getrennt sitzen, dürfte den wahabitischen Glaubenswächtern nicht gefallen. „Im Dunkeln ist gut munkeln“, der Gedanke, dass da geknutscht und gefummelt wird, dürfte für die Sittenwächter ein Albtraum sein. Vielleicht sollte Salman die Modernisierung etwas langsamer angehen. Überhöhte Geschwindigkeit ist eine der häufigsten Unfallursachen.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im März: +12,5%, bzw. 36,9%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im März 2018 mit $ 238,83 Mrd. um 12,6% über dem Vorjahr. Wenn man jedoch bei den Steuereinnahmen des Vorjahres den ausserordetlichen Erlös abzieht, der sich aus der Weißwaschung ergab, dann beträgt die interannuelle Zunahme 36,9%, trotz starker Abnahmen bei Exportzöllen und internen Steuern (auf Zigaretten, u.a.). Im 1. Quartal lagen die Gesamteinnahmen der AFIP bei $ 736,46 Mrd., 23,6% über dem Vorjahr.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 48,56 Mrd, +47,4%. Hier hat sich die Weißwaschung des Vorjahres ausgewirkt, aber auch die Steuerreform, und selbstverständlich die Inflation, die Buchgewinne schafft, die versteuert werden. Die teilweise Korrektur der Buchgewinne, die durch die verfügte Aufwertung von Immobilien u.a. Aktiven eintritt, wird sich erst dieses Jahr auswirken.
- Mehrwertsteuer: $ 79,96 Mrd., +49,7%. Dabei nahm die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer um 57,3% zu, während die vom Zollamt einbehaltene Steuer um 28,1% stieg, und die Rückgaben der MwSt. an Exporteure (für die in Exportprodukten enthaltene MwSt.) um 8,3% auf $ 2,2 Mrd. abnahmen.
- Interne Steuern (auf Zigaretten, alkoholische Getränke, Luxusgüter u.a.): $ 5,78 Mrd., +14,9%. Die relativ geringe Zunahme beruht auf Verringerungen der Steuersätze
- Exportzölle: $ 3,06 Mrd., -50,1%.
- Importzölle: $ 7,12 Mrd., +29%
- Brennstoffsteuer: $ 7,47 Mrd., +10,6%.
- Vermögenssteuer: $ 1,83 Mrd., +286,6%. Dieser Sprung ist auf die Weißwaschung zurückzuführen.
- Schecksteuer: $ 16,55 Mrd., +33,9%. Diese Zunahme, die über der Inflation liegt, beruht auf der guten Konjunktur, und zum Teil auch auf dem Übergang von Barzahlungen auf solche über Bankkonten (Scheck, Zahl- und Kreditkarten, Internet-Übertragung)
- Sozialabgaben: $ 67,30 Mrd., +28,1%. Die Zunahme spiegelt sowohl die Lohnerhöhungen wie die erhöhte legale Beschäftigung wider.
- Verschiedene Steuern (auf Versicherungen, Zusatz auf Zigaretten, Rundfunk, Einheitssteuer und Ratenzahlungen von Moratorien): $ 1,81 Mrd., -95,2%. Hier fand eine Säuberung statt, die in der Abschaffung vieler dieser Steuern bestand. Im März 2017 hatte die AFIP dabei noch $ 37,83 Mrd. eingenommen.
Der Anteil des Bundesstaates am Steuererlös ging gegenüber dem Vorjahr um 15,3% auf $ 89,44 Mrd. zurück, während der der Provinzen (einschließlich Bundeshauptstadt) um 53,7% auf 75,98 Mrd. stieg. Der Anteil für das System der sozialen Sicherheit stieg um 25,2% auf $ 64,52 Mrd., und die sogenannten “nicht budgetären Ausgaben (vornehmlich die Beteiligung am Steuererlös, die für die AFIP-Ausgaben bestimmt ist) stieg um 56% auf $ 8,89 Mrd.
Wirtschaft
Fortschritte bei Häfen und Flüssen
Der Unterstaatssekretär für Häfen und befahrbare Flüsse und Kanäle, Jorge Metz, ist auf ein anderes Amt versetzt worden und hat dabei einen Überblick über die zahlreichen Fortschritte gegeben, die in diesen 27 Monaten erreicht wurden. Es sind folgende:
1. Gleich am Anfang wurde die Bestimmung 1108 außer Kraft gesetzt, die sich auf die Beladung der Schiffe bezog, was sofort erlaubte, die rationelle Logistik wieder herzustellen und die Kosten bei Flusshäfen wie Rosario, Concepción del Uruguay und Corrientes stark zu senken.
2. Der Vertrag mit dem Betreiber des Kanals Martín García (auf dem Río de la Plata, zwischen der argentinischen Insel Martín García und Uruguay) wurde aufgehoben, womit dann die Tiefe von 32 Fuß erreicht wurde. Die Baggerkosten wurden gesenkt und liegen jetzt bei u$s 2,50 per cbm.
3. Die guten Beziehungen zwischen den vier Partnern, die die Flüsse Paraná, Paraguay und Uruguay benutzen (Argentinien, Brasilien, Uruguay und Paraguay) wurden wieder hergestellt. Die Länge der Schiffsflotten (Barkassen oder flache Schiffe) wurde auf 290 Meter, bzw. 240 Meter beim niederen Paraná, festgesetzt. Das hat die Kosten beim argentinischen Hafen Guazú und beim uruguayischen Nueva Palmira um u$s 1 pro Tonne gesenkt.
4. Bezüglich des Paraguay-Flusses wurde vereinbart, dass Paraguay die Ausbaggerungsarbeiten übernimmt. Es wurden ca. 300.000 cbm gebaggert, ohne Kosten für Argentinien. Jetzt sollen es nochmal 200.000 cbm sein.
5. Bei den Schleppern wurde der Tarif (in Dollar) um 20% gesenkt und in bestimmten Gegenden um 30%. Außerdem wurde die Gebühr für den Hafen von Bahía Blanca um 5% gesenkt. Die Lagerungskosten bei den Flusshäfen San Lorenzo und San Martín wurden bis zu 65% gesenkt. Die Tarife für Frachter von über 70.000 Tonnen wurden um 80% gesenkt, was den Erdölunternehmen den Einsatz von größeren Tankern erlaubt. Bei den Flusshäfen wurden die Tarife um bis zu 50% herabgesetzt.
6. Bei den Häfen für Schiffe mit verflüssigtem Gas wurde der Tarif von ca. u$s 17.000 auf u$s 6.100 gesenkt.
7. Für Cammesa hat die Verringerung der Belegschaften an Bord die Kosten um ca. $ 400.000 pro Schiff verringert.
8. Es wurden hohe Investitionen bei fast allen Flusshäfen vollzogen.
9. Die Konflikte im Bereich der Schifffahrt wurden spürbar verringert.
10. Die Häfen Mar del Plata, San Pedro, Diamante, Barranqueras, Buenos Aires Dock Sud und La Plata wurden mit eigenen Mittel ausgebaggert.
11. Bei den Schiffen mit Flüssiggas wurde der Zugang so organisiert, dass die operativen Kosten stark sanken.
12. Das System der Prüfung der Schiffe durch Senasa (das Sanitätsamt) wurde vereinfacht, was die Kosten senkte.
13. Bei der Scannertätigkeit am Hafen von Buenos Aires wurde bestimmt, dass nur selektiv einige der Container erfasst werden.
14. Die Amtswege bei Ausnahmen bei der Binnenflussschifffahrt, die im Rahmen von bilateralen Abkommen mit Brasilien bestehen, wurden vereinfacht, beschleunigt und verbilligt.
15. Mit dem Zollamt wurde das Verfahren bei der temporären Nationalisierung von Baggern vereinfacht, mit einer Ersparnis von u$s 500.000 für jeden Bagger.
16. Es wurde begonnen, eine lokale staatlich-private Baggergesellschaft zu bilden.
17. Mit 12 Provinzen wurde vereinbart, den föderalen Hafenrat zu bilden, um die Entscheidungen auf diesem Gebiet zu vereinheitlichen.
18. Es wurden Beziehungen zu Hafenbehörden anderer Länder aufgenommen und schon ein Abkommen mit dem von Florida, USA, abgeschlossen.
19. Das sogenannte “Draft survey”, das in der Kontrolle des Tiefgangs der Schiffe besteht, wurde abgeschafft. Das System wird jetzt nur noch in Häfen verwendet, die keine Waagen oder entsprechende Kontrollsysteme haben.
20. Die Gesetze über Handelsmarine und Schiffsindustrie wurden dank Dialog und Vereinbarung zwischen Regierung, Gewerkschaften und Unternehmern verabschiedet.
All diese Maßnahmen haben zu einer wesentlichen Erhöhung der Effizienz des Hafenbetriebes, des Außenhandels und der Schifffahrt beigetragen, die schließlich in niedrigeren Dollarkosten zum Ausdruck kommt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 20,49, gegen $ 20,59 eine Woche zuvor. Die Abwertung betrug ab Dezember 8,13%. Die ZB musste am Mittwoch Devisen in Höhe von u$s 212,5 Mio. verkaufen, um den Kurs zu halten, nachdem sie am Dienstag keine Reserven geopfert hat. Im März hatte die ZB schon u$s 2,04 Mrd, verkaufen müssen. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 61,58 Mrd., gegen u$s 61,61 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.2.19 bei $ 23,85, was einen Jahreszinssatz von 20,18% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Airs verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 0,65%, und liegt somit um 4,17% über Ende 2017.
***
Die argentinischen Staatspapiere weisen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegen leichte Besserungen auf. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,34%; Argentina 2021: +0,14%; Argentina 2026: +0,23%; Argentina 2046: +0,36%; Bonar 2024: unverändert.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 506,88 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 493,48), und bei 24 Karat zu $ 808,31 ($ 789,94).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 28.3.18 um 32,44%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 31,48% zu. Die jährliche Zunahmerate ist in beiden Fällen gestiegen.
***
Die gesamten Bankedepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 28.3.18 um 33,74% auf $ 2,24 Bio. und die gesamten Pesokredite nahmen in dieser Periode um 48,02% auf $ 1,58 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen um 12,54% auf u$s 30,48 Mrd. ab, und die Dollarkredite stiegen um 52,17% auf 15,85 Mrd.
***
Die Regierung hat die endgültige Schließung des staatlichen Rückversicherungsinstitutes INdeR verfügt, das schon 1992 durch Dekret 171/92 aufgelöst worden war. Die effektive Beendigung der Geschäfte des Institutes, das schon ab Mitte der 80er Jahre seinen Verpflichtungen nicht nachkommen konnte, war faktisch schon im Dezember 1999 beendet. Doch durch Schlamperei des damaligen Wirtschaftsministers Roque Fernandez wurde die Liquidierung formell nicht beendet, und mit dem Regierungswechsel von Carlos Menem auf Fernando de la Rúa, mit José Luis Machinea als Wirtschaftsminister (der nichts davon verstand), wurde der Fall von neuem aufgerollt, wobei sich seither niemand ernsthaft damit befasste. Die unnötige Beibehaltung des INdeR hat nach einer offiziellen Schätzung in 25 Jahren insgesamt um die u$s 150 Mio. gekostet. Jetzt soll das Gebäude des Institutes für die Unterbringung des Steuergerichtes (“Tribunal Fiscal de la Nación”) eingesetzt werden.
***
Die AFIP hat vom zuständigen Richter den Konkurs (“quiebra”) des Erdölunternehmens Oil Combustibles, von Cristóbal López, gefordert. Das erlaubt dann auch, das Unternehmen im Rahmen des als “cram down” bekannten Vefahrens zu verkaufen. Die AFIP hat eine Forderung wegen der einbehalteten Brennstoffsteuer von jetzt $ 19 Mrd., zu der noch weitere $ 1,6 Mrd. hinzukommen. Die AFIP hat klargestellt, dass sie bei der einbehaltenen Brennstoffsteuer keine Ratenzahlung gewähren kann, weil der Betrag nicht Oil gehört. Welche Folgen dieser Konkurs für die restlichen Unternehmen des Indalo-Konzerns, von Cristóbal López und Fabián da Souza hat, wurde nicht mitgeteilt. Der Konzern soll angeblich 170 Unternehmen umfassen, darunter der Fernsehkanal C5N, der Rundfunksender 10, Alcalis de la Patagonia, ein Bauunternehmen u.a.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“estimador mensual industrial”) verzeichnet im Februar 2018 eine interannuelle Zunahme von 5,3%, womit das erste Bimester um 3,9% über dem Vorjahr liegt. Im Februar ist die Zunahme vornehmlich auf die Kfz-Industrie (+61,3%), die Stahlindustrie (+36,8%) und nicht metallische Erze (Zement u.a., mit +12,5%) zurückzuführen. Am anderen Extrem steht die Textilindustrie (-11,5%)
***
Der Index der Bauwirtschaft des INDEC, benannt ISAC (Indicador sintético de la actividad de la construcción) lag im Februar um 16,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, womit das erste Bimester eine interannuelle Zunahme von 17,9% verzeichnet.
***
Die Regierung hat das Programm des Kaufes von dauerhaften Konsumgütern mit Kreditkarten, in 6, 12 oder 18 monatlichen Raten, bis Ende Juni 2018 verlängert. Das Programm wurde im September 2014 eingeführt und weist insgesamt 94 Mio. Einzelkäufe für $ 286 Mrd. aus. Im 1. Bimester 2018 lag die Zahl der Geschäfte um 31% über dem Vorjahr.
***
Der Preis für Gas in Behältern wurde um 16,7% erhöht, so dass Behälter von 10 kg jetzt $ 216 kosten. In 12 Monaten ist der Preis um 61,3% gestiegen.
***
Der Umsatz des unabhängigen Einzelhandels lag in konstanten Werten (also in Mengen) im März 2018 um 2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CAME. Das erste Quartal 2018 lag um 1,5% unter dem Vorjahr. Der Rückgang ist nicht nur die schwache Konjunktur bedingt, sondern auch durch die unlautere Konkurrenz des informellen Handels.
***
Ab letzten Dienstag gilt die im Rahmen der Steuerreform verfügte Verringerung des Unternehmerbeitrags auf den Lohn für das Pensionierungsystem. Der Beitrag wird jetzt auf den Lohn oder das Gehalt berechnet, die $ 2.400 pro Monat übersteigen. Da diese Maßnahme ab 1. Januar gilt, können die eidesstattlichen Erklärungen für die ersten drei Monate 2018 jetzt berichtigt werden, was einen Saldo zu Gunsten der Unternehmen ergibt, der im April abgezogen werden kann.
***
Die Produktion von Schweinefleisch ist 2017 im siebten Jahr in Folge gestiegen, und erreichte 568.000 Tonnen, 8,7% über dem Vorjahr. Der Import stieg 2018 um 31%, deckt jedoch nur 5,9% des Binnenkonsums, nachdem es 2011 noch 13% waren. Die Importe stammen zu 89% aus Brasilien, zu 5,4% aus Dänemark und zu 3,7% aus Spanien. Die Preise für Schweinefleisch, einschließlich Schinken und Wurstwaren, stiegen 2017 weniger als die Inflation und liegen jetzt nahe denen von Rindfleisch. Die Qualität des lokal erzeugten Schweinefleisches hat sich in den letzten Jahrzehnten stark verbessert, weil große Produzenten aufgetreten sind, die die Schweine besser ernähren.
***
Der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien ergab im März ein Defizit für Argentinien von u$s 828 Mio. 18,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, ergibt die offizielle brasilianische Statistik. Die argentinischen Exporte erreichten u$s 878 Mio., 5,1% über dem Vorjahr, während die Importe aus Brasilien mit u$s 1,71 Mrd. um 11,3% über dem Vorjahr lagen. Im 1. Quartal 2018 erreichte das Defizit u$s 2,03 Mrd., 20% über dem Vorjahr. 2017 betrug das Defizit im ganzen Jahr 8,18 Mrd., was einen Rekord darstellt. Und dieses Jahr könnte es mehr sein, wenn die Tendenz des 1. Quartals andauert.
***
Im März wurden 83.954 neue Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 7,2% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Im 1. Quartal 2018 waren es 274.115 Kfz., 17,9% über dem Vorjahr, berichtet der Agenturenverband Acara. Diese Eintragungen entsprechen den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. Im März stand bei den Verkäufen General Motors (Marke Chevrolet) mit 11.915 Einheiten an erster Stelle, gefolgt von VW mit 11.871, Renault mit 11.252, Ford mit 10.675 und FIAT-Chrysler mit 9.333 Einheiten. Es fällt auf, wie nah die Verkaufszahlen bei den drei ersten Marken lagen.
***
Im März wurden 68.642 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 4,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. Im 1. Quartal waren es 201.937 Einheiten, 13,7% über dem Vorjahr.
***
Das Tourismusministerium rechnet für dieses Jahr mit 7 Mio. Touristen aus dem Ausland, nachdem es 2017 6,66 Mio. waren, die geschätzte u$s 5,4 Mrd. ausgegeben haben.
***
Durch Beschluss 65/2018 des Finanzministeriums wurde eine neue Ausgabe von Schatzscheinen für u$s 5 Mrd. verfügt, die auf dem lokalen Finanzmarkt untergebracht werden sollen. Es handelt sich um eine Erweiterung der unlängst ausgegebenen Dollarbonds, die zu 5,75% verzinst werden und 2015 verfallen.
***
Die Regierung hat per Dekret verfügt, dass der Exportzoll bei Sojabohne zum Zeitpunkt des Exportes und nicht wie bisher dem, der eidesstattlichen Exporterklärung, berechnet wird. Da dieser Exportzoll um 0,5% monatlich verringert wird, soll dadurch verhindert werden, dass die Exporte hinausgeschoben werden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Raffinierungskapazität für Erdöl ist in Venezuela um 77% gesunken, so dass jetzt Benzin und Dieselöl importiert werden muss. Das hat die Gewerkschaft der Erdölarbeiter bekanntgegeben. Von den sechs Raffinerien in Venezuela befindet sich nur die von Amuay in Betrieb. PdeVSA verfügt über eine Raffinierungskapazität von 1,3 Mio. Barrel Erdöl täglich, verarbeitet jedoch nur ca. 300.000 Barrel. Das Unternehmen ist wegen schlechter Verwaltung, unzureichender Instandhaltung und fehlender Investitionen völlig verkommen.
***
In Brasilien lag die Industrieproduktion im 1. Bimester 2018 um 4,3% über der gleichen Vorjahresperiode, hat das Institut für Geographie und Statistik (IBGE) ermittelt. 2017 hatte die Zunahme gegenüber dem Vorjahr 2,5% betragen, womit drei Jahre in Folge mit Abnahmen überwunden wurden.
***
Geschäftsnachrichten
Shell
Dieses Erdölunternehmen, das bisher in Argentinien im Wesen nur beim “downstram” (Raffinierung und Vertrieb) tätig war, hat jetzt auch eine große Investition für den “upstream” (Forschung und Förderung) aufgenommen: die Firma hat eine Investition von u$s 1,5 Mrd. im nicht konventionellen Gebiet von Vaca Muerta angekündigt. Die Erdölförderung soll dabei von jetzt 4.000 Barrel pro Tag auf 40.000 Barrel erhöht werden.
Pan American Energy & Axion
Das Erdölunternehmen PAE, das Bridas (Familie Bulgheroni) und British Petroleum gehört, hat die Firma Axion übernommen, die Bridas gehört und durch die Übernahme der Raffinerien und Tankstellen der US-Firma Esso (von der Standard Oil) entstand. PAE gehört jetzt je zu 50% den beiden Gruppen. Es war logisch, Axion mit PAE zu vereinen, der zweitgrößte Erdöl- und Gasproduzenten des Landes (mit einem Anteil von 19% beim Erdöl und 17% beim Gas), weil PAE jetzt vertikal integriert ist und beim Verkauf von Erdöl und Gas nicht mehr ganz auf Dritte angewiesen ist.
Sitio 0
Dieser Hafenbetreiber, einer der drei, die am Hafen von Quequén (in der Nähe von Bahía Blanca) tätig sind, hat den Bau von sechs Speicheranlagen für Getreide in Angriff genommen, mit einer Kapazität von insgesamt 125.000 Tonnen, die in Kürze fertig sein sollen und eine Erhöhung der Lagerungskapazität von 60% darstellen. Sitio O setzt sich aus den Unternehmen Alea, Lartirigoyen, CHS, E-Grain und der chinesischen Cofco zusammen.
TASA
Dieses große Lastwagenunternehmen, kontrolliert von Jorge Ader, hat $ 22 Mio. im Kauf von Lastwagen mit Anhänger (benannt “bitrenes”) investiert, die die Transportkapazität der traditionellen Lastwagen etwa verdoppeln und die Kosten pro Tonnenkilometer spürbar senken. Diese Lastwagen wurden vor Kurzem von der Regierung zugelassen. TASA will diese neuen Lastwagen zunächst für den Transport von Holzplatten der Firma Masisa, von Concordia, Provinz Entre Ríos, bis Escobar, Provinz Buenos Aires, einsetzen.
Mercado Libre
Dieses Unternehmen, das Internet-Handel betreibt und von Marcos Galperín kontrolliert wird, hat ab 1. April ein System eingeführt, bei dem die Lieferanten ganze Warenpakete unentgeltlich an die Käufer senden können. Für diesen Zweck hat die Firma schon $ 1 Mrd. bereitgestellt, mit denen 50% der Kosten der Warenlieferung gedeckt werden sollen, während die andere Hälfte auf den Lieferanten entfällt. Es darf sich allerdings nur um neue Produkte handeln. Mercado Libre bereitet sich auf die Ankunft von Amazon in Argentinien vor, das in den USA auf dem Gebiet des Internethandels führend ist.
TGS
Transportadora de Gas del Sur, die die Gasleitung vom Süden und von Neuquén nach Buenos Aires betreibt, hat eine Investition von u$s 250 Mio. bekanntgegeben, die für die erste Etappe der Erweiterung der Gasleitung bestimmt ist, die das Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, mit der Fernleitung verbinden wird. Ingesamt rechnet TGS mit Investitionen von u$s 800 Mio., um das Gas des Gebietes aufnehmen zu können.
Goldman Sachs & Centaurus Capital & Pegasus
Die Abteilung Merchant Banking Division der US-Finanzfirma Goldman Sachs wird mit dem US-Investmentfonds Centaurus Capital und der lokalen Pegasus-Gruppe (die vom gegenwärtigen Staatssekretär im Amt des Kabinettschefs, Mario Quintana, mitbegründet wurde) haben die Bildung von ARG-Reality Group und eine Investition von u$s 300 Mio. in Immobilien in Argentinien angekündigt.
YPF-ENAP
Das chilenische Erdölunternehmen ENAP hat gemeinsam mit der lokalen YPF eine Investition von u$s 354 Mio. in Cabo Vírgenes, im Süden der Provinz Santa Cruz, beschlossen, um die Erdölproduktion des bestehenden Lagers um 25% und die von Gas um 60% zu erhöhen.
Ledesma
Dieses große Zuckerunternehmen, mit Fabrik und Pflanzungen in Jujuy, das außerdem Papier, Alkohol und Ethanol, und auch Zitrusobst erzeugt, hat die Fabrik für die Erzeugung von essenziellen Ölen aus Zitronen mit einer Investition von u$s 8 Mio. erweitert, und dabei die Kapazität um 50% erhöht. Gleichzeitig wurden weitere 200 ha mit Zitronenbäumen bepflanzt. Leztes Jahr hat Ledesma 105.071 Tonnen Zitrusobst erzeugt, mit Pflanzungen, die 3.000 ha umfassen.
Wirtschaftsübersicht
Gute Konjunktur mit tiefen strukturellen Änderungen
Von Juan E. Alemann
Die argentinische Wirtschaft hat sich 2017 gesamthaft erholt, und schloss mit einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 2,9%, mit zunehmender Tendenz innerhalb des Jahres, und 2018 begann ebenfalls mit einer Zunahme. Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat für das erste Bimester 2018 eine interannuelle Zunahme von 5,1% ermittelt, was auf ersten Blick etwas zu hoch erscheint. Doch wenn es um die 3% bis 4% wären, wie es andere Quellen schätzen, so ist das in Ordnung. Das Institut IEERAL (von der Mediterránea-Stiftung, aus der Cavallo hervorgegangen ist) rechnet für ganz 2008 mit einer BIP-Zunahme von 2% bis 2,4%, und weist darauf hin, dass die Investitionen im 4. Quartal 2017 um 20,7% über dem Vorjahr lagen, was das Wachstum stützt.
Mehrere Einzeldaten (Bauwirtschaft, Industrieproduktion, Tourismus, Automobilverkauf u.a.) bestätigen die positive Entwicklung, die auch sehr betont darin zum Ausdruck kommt, dass der Erlös der Mehrwertsteuer, die den Gesamtumsatz der Wirtschaft erfasst, im ersten Quartal 2018 um 47% über dem Vorjahr lag, was in konstanten Werten (also in Mengen) auf eine Zunahme von etwa 20% hinweist, die anormal hoch erscheint. Eventuell ist dies zum Teil auch darauf zurückzuführen, dass jetzt die Schlachthäuser besser erfasst werden, wo jetzt eine Anzahlung auf die MWSt. Voraussetzung für die Zulassung der Schlachtung ist, und dabei auch Lieferanten von Rindern und Käufer von Rindfleisch erfasst werden. Die Frage ist, ob diese gute Konjunktur andauert. Der Schwung ist groß, aber es bestehen viele Hindernisse.
Die Konjunktur ist jedoch sehr ungleichmäßig. Die Bauwirtschaft weist Hochkonjunktur auf, sowohl was öffentliche wie private Bauten betrifft, und zieht die Zulieferer mit, an erster Stelle Zement, Asphalt, Rundeisen und Stahl. Auch Automobile und vor allem Kleinlaster (pick ups) verkaufen sich gut. Doch die Lebensmittelindustrie entwickelt sich mäßig, und die Textilindustrie weist einen markanten Rückgang auf. Das ist begreiflich: die Menschen sind allgemein ausreichend mit Bekleidungsstücken ausgestattet, und können somit den Kauf neuer Stücke hinausschieben. Dadurch können sie ihr Einkommen dort einsetzen, wo sie nicht auf den Konsum verzichten können oder wollen.
Die gute Konjunktur ist in der Vorwoche auch in der hohen Zahl von Automobilen zum Ausdruck gekommen, die zu Ostern nach Mar del Plata u.a Orten der Atlantikküste fuhren. Die Straße, die dorthin führt, war überfüllt wie nie zuvor, obwohl das Benzin nicht billig ist. Insgesamt verreisten nach verschiedenen Orten des Landes mit Automobil, Omnibus und Flugzeug 2,17 Mio. Menschen, 460.000 mehr als im Vorjahr, wobei die Zahl der Inlandstouristen 2017 schon 20% über dem Vorjahr lag. Offensichtlich haben dieses Jahr mehr Menschen als im Vorjahr Geld übrig, um sich diese kleinen Ferien zu leisten, die sie auf alle Fälle einige tausend Pesos kosten.
Was den normalen Konsum betrifft, so weisen die Supermärkte gesamthaft dieses Jahr einen Mengenrückgang auf, und die großen Ketten stehen unter Druck. Doch hier werden einmal die chinesischen Supermärkte und andere unabhängige, nicht berücksichtigt, und außerdem ist der Konsum zum Teil auf kleinere Selbstbedienungsläden übergegangen. Der Konsument kauft, was er unmittelbar braucht, und nicht, wie im großen Supermarkt, eine größere Menge. Dabei geht er auch sparsamer um. Dennoch verzeichnen die Grossistensupermärkte, bei denen größere Mengen als Einheit angeboten werden, die vornehmlich zur Belieferung des unabhängigen Einzelhandels gedacht sind, aber auch zunehmend Konsumenten im allgemeinen bedienen, eine gute Konjunktur. Eventuell bestätigt dies den Übergang der Konsumenten auf kleinere unabhängige Selbstbedienungsläden, die dabei die Möglichkeit erhalten, sich billig einzudecken und zu niedrigen Preisen zu verkaufen. Es fehlen Zahlen über den Umsatz beim Zentralmarkt an der Ausfahrstraße nach Ezeiza, wo die Preise unter den des Einzelhandels liegen, und auch bei den Straßenmärkten, die sich in der Stadt Buenos Aires jeden Tag der Woche woanders niederlassen, die auch billiger sind. Das gestiegene Preisbewusstsein und die Notwendigkeit, zu sparen, dürften auch zu einer Verlagerung des Konsums auf diese Anbieter geführt haben. Doch darüber gibt es keine statistischen Angaben.
Im Gegensatz zu den Zahlen der großen Supermarktketten weisen die Käufe über Kreditkarten eine bedeutende Zunahme auf: im Februar lag der Gesamtwert um 49,4% über dem Vorjahr. Bei Zahlkarten (“tarjeta de débito”) waren es 47,1%. In beiden Fällen kommt dabei eine Mengenzunahme von über 20% zum Ausdruck. Allerdings wirkt sich hier auch der Umstand aus, dass die Macri-Regierung die Annahme von Zahl- und Kreditkarten gefördert hat.
Wenn man den Umsatz des Einzelhandels, und besonders der Supermärkte, im Einzelnen untersucht, bemerkt man einen großen strukturellen Wandel. Die Consulting-Firma World Panel hat ermittelt, dass 2017 die 10 Produktarten des massiven Konsums, deren Preise am meisten gestiegen sind, einen Mengenrückgang beim Umsatz von 18% aufweisen, während die 10 Produktarten, deren Preise am wenigsten gestiegen sind, eine Zunahme des Mengenumsatzes von 30% hatten. Gleichzeitig fand auch ein Übergang von führenden Markenprodukten auf zweite Marken statt. Die Preisdifferenzen sind besonders bei trockenen Teigwaren gewaltig (von unten nach oben oft etwa 50%, und gelegentlich bis zu 100%), während der Qualitätsunterschied in den meisten Fällen gering ist, und oft sogar überhaupt nicht besteht. Schließlich gibt es bei der Erzeugung von Teigwaren keine Geheimnisse. Die Konsumenten sind offensichtlich vorsichtiger und rationeller geworden. Beiläufig hat dies bei Molinos Río de la Plata, eines der führenden Unternehmen der Lebensmittelindustrie, das sich auf Qualitätsprodukte konzentriert, zu einer Verlustbilanz geführt.
Die Erhöhung der Preise öffentlicher Dienste, weit über die Inflation hinaus, und noch mehr über die Lohnerhöhungen, und auch die stark gestiegenen Gemeinausgaben bei Mietwohnungen, lassen den Konsumenten weniger für andere Ausgaben übrig. Das wirkt rezessiv, hat sich faktisch bisher jedoch kaum ausgewirkt. Doch es gab hier auch eine rationelle Reaktion, vor allem bei Strom, die in einem sparsameren Konsumverhalten besteht. Der Stromkonsum der Haushalte hat landesweit, und besonders in Groß-Buenos Aires, dieses Jahr abgenommen, während er bei der Industrie gestiegen ist.
Was die überhöhte Zunahme der Gemeinausgaben betrifft, so hat die Regierung der Stadt Buenos Aires zunächst auf das Problem reagiert, indem sie bestimmte Kontrollen abgeschafft hat, oder weniger häufig durchführt, die mit Kosten verbunden sind. Ebenfalls wurden die Löhne der Hauswarte und ihrer Gehilfen dieses Jahr mäßig erhöht, nachdem sie in den Vorjahren über dem Durchschnitt gestiegen waren. Was noch fehlt, ist die Zulassung von einem Hauswart für mehrere Appartementhäuser, in den Fällen wo diese wenig Appartements haben, z,B. unter 10. Denn das Gehalt des Hauswarts ist das gleiche, ob es sich um 10 oder 30 und mehr Appartements handelt. Aber der Betrag ist für jede Wohnung dabei sehr unterschiedlich.
Das wirtschaftliche Wachstum beruht nicht nur auf dem Konsum, wie es meistens dargestellt wird. Mit der Macri-Regierung hat eine Effizienzzunahme eingesetzt, die in unzähligen Aspekten zum Ausdruck kommt und sich auf die realen Kosten der Unternehmen positiv auswirkt und wachstumsfördernd wirkt. Auch die zahlreichen kleinen Investitionen in Unternehmen (über die wir in der Rubrik “Geschäftsnachrichten” berichten), wirken sich besonders in diesem Sinn aus.
Auf der anderen Seite wirkt die Dürre dieses Jahr negativ, mit einer geringeren Ernte von Getreide und Ölsaaten, auch mit einer negativen Wirkung auf die Viehweiden und die Rinderzucht, eventuell auch auf den Gemüseanbau. Dennoch bleibt die Gesamternte von Getreide und Ölsaaten mit über 100 Mio. Tonnen im historischen Vergleich sehr hoch, bedenkt man, dass es in den 90er Jahren etwa die Hälfte war und vorher nur ein Drittel. Dank direkter Aussaat und anderen technologischen Fortschritten wirken sich Dürren heute viel weniger aus, als in früheren Zeiten. Die Dürre, die erst in den letzten Wochen langsam überwunden wird, war zwar als solche schlimm, aber in ihrer Wirkung bei weitem nicht so sehr wie in früheren Zeiten.
Positiv auf die Konjunktur wirkt sich auch der Umstand aus, dass die Inflation dieses Jahr voraussichtlich unter der von 2017 (24,8%) liegen dürfte. Es werden keine 15% sein, wie geplant wurde, sondern voraussichtlich um die 22%. Bei den Lohnerhöhungen hat sich die Regierung mit der Richtlinie von 15% allgemein durchgesetzt, mit wenigen Ausnahmen, die das Gesamtbild nicht ändern. Das ist ein großer Erfolg, und ein wesentlicher Beitrag zur Senkung der Inflation. An eine Jahresinflation von ca. 20% ist die argentinische Wirtschaft gewohnt, so dass Unternehmer und Konsumenten, wissen, wie sie sich verhalten müssen. Eine höhere Inflation wirkt indessen störend, weil eine weitere Zunahme befürchtet wird, die in einer Hyperinflation endet.
Wenn viele strukturelle Änderungen gleichzeitig stattfinden, dann wird die statistische Beurteilung der Konjunktur schwieriger. Dabei kann es bei dieser Entwicklung, die man im Begriff “Modernisierung” zusammenfasst, die jedoch mehr als das ist, unmittelbar eine negative Wirkung auf die Konjunktur geben, obwohl sich die Strukturänderung dann langfristig positiv auswirkt. Man sollte nicht vergessen, dass die Macri-Regierung grundsätzlich die langfristige Entwicklung im Auge hat, während die populistischen Kirchner-Regierungen stets kurzfristig dachten und die Zukunft vernachlässigten, etwa im Sinn des Spruches “nach mir die Sintflut”. Es ist ein großes Verdienst von Präsident Mauricio Macri, dass er diese Sintflut verhindert hat.
Wirtschaftsübersicht
Viel weniger arme Menschen
Von Juan E. Alemann
Der Anteil der Armen an der Gesamtbevölkerung ist in einem Jahr zum 4. Quartal 2017 von 30,3% auf 25,7% zurückgegangen, meldet das Statistische Institut (INDEC). Die Abnahme ist noch bedeutender, wenn man sie mit den 32% vergleicht, die die Statistik im 2. Quartal 2016 auswies. Man kann davon ausgehen, dass der Koeffizient jetzt auch unter dem der letzten Jahre der Regierung von Cristina Kirchner liegt, der jedoch damals statistisch nicht ermittelt werden konnte, weil die Preisstatistik gefälscht wurde und sich dabei ein absurd niedriger Armutskoeffizent ergab, was Sprecher der Regierung dazu führte, zu sagen, Argentinien hätte weniger Armut als Deutschland. Tatsache ist jetzt, dass es Ende 2017 1,9 Mio. Arme weniger als ein Jahr zuvor gab, in absoluten Zahlen also 10,4 Mio. gegen 12,3 Mio. im Vorjahr.
Die Zahl der als “Notleidende” eingestuften (weil sie nicht einmal ihren Grundbedarf an Nahrungsmitteln decken können), die in der Zahl der Armen eingeschlossen sind, sank in der gleichen Periode von 6,1% auf 4,8%, von 2,5 auf 1,9 Mio. Menschen. Für Präsident Mauricio Macri, der sich in seiner Wahlkampagne eine Nullarmut zum Ziel gesetzt hatte, ist die jüngste Entwicklung ein großer Erfolg, der ihn auch politisch stärkt.
Der Rückgang der Armut ist grundsätzlich auf mehr Beschäftigung zurückzuführen, und wohl auch auf mehr Gelegenheitsarbeiten, die statistisch nicht erfasst werden. Der Aufschwung der Bautätigkeit, die sehr arbeitsintensiv ist, hat stark dazu beigetragen. Ebenfalls hat sich die Erhöhung der Pensionen ausgewirkt, die viele Rentner erhalten haben, nachdem die Beträge, die ihnen gezahlt werden, jetzt richtig berechnet werden.
Die Armutsstatistik steht jedoch statistisch auf schwachen Füssen. Die Erhebung wird bei etwa 10.000 Familien in 31 städtischen Ballungszentren durchgeführt, und dann auf das ganze Land hochgerechnet. Dabei gibt es keine Rückfragen, wie sie z.B. notwendig sind, wenn jemand ein Einkommen angibt, das ihn als “notleidend” einstuft, aber gut ernährt aussieht. Würde die Elendsstatistik stimmen, müsste man viele Menschen auf den Straßen sehen, die Haut und Knochen sind, wie sie die Deutsche Welle in einigen afrikanischen Ländern zeigt. Das sieht man hier jedoch nicht. Irgendwie ernähren sich diese Menschen doch.
Bei der Hochrechnung werden faktisch ländliche Gebiete und Dörfer wie Großstädte behandelt, obwohl die Lage ganz anders ist. Denn im Landesinneren kommen oft noch Naturaleinkommen hinzu, die die Ernährung zum Teil decken. Es bestehen viele eigene Gemüsegärten, auch mit Obstbäumen und Hühnerzucht, und in vielen Gegenden kommt noch der Fischfang hinzu, der auch Nahrung liefert. Auch wenn die Familien dabei ein minimales Geldeinkommen haben, ernähren sie sich ordentlich. Es darf u.a nicht vergessen werden, dass weit über eine halbe Million Familien im Rahmen des Programms “Pro Huerta”, das Anfang der 90er Jahre geschaffen wurde und vom landwirtschaftlichen Institut INTA vollzogen wird (mit Verteilung von Samen und Beratung), eigene Nahrungsmittel erzeugen, mit der über 2 Mio. Menschen zum Teil ernährt werden. Das wird bei der Armutsstatistik nicht berücksichtigt, obwohl es den Tatbestand als solchen grundsätzlich ändert.
Die Armut weist allgemein, und besonders in den Städten, eine qualitative Dimension auf. Unter der Macri-Regierung wurde die Versorgung mit fließendem Wasser stark ausgedehnt, vor allem in den armen Gebieten um die Stadt Buenos Aires (wie La Matanza), was für die betroffenen Familien eine wesentliche Besserung darstellt, die jedoch in der Armutsstatistik nicht zum Ausdruck kommt. Ebenso ist der qualitative Fortschritt bei der Erziehung, der in der Bundeshauptstadt und auch in anderen Bezirken in den letzten Jahren stattgefunden hat, ein wesentlicher Beitrag zur Bekämpfung der Armut. Denn Analphabeten, und auch Personen mit unzureichender Schulausbildung, sind zur Armut verdammt. Die qualitative Verbesserung der öffentlichen Erziehung, die bitter notwendig ist, besonders im Landesinneren, ist langfristig ein wesentlichen Bestandteil der Armutsbekämpfung.
Die genaue Messung der Armut, die statistisch unmöglich ist, ist nicht so wichtig wie die Anerkennung, dass es auf alle Fälle zu viele arme Menschen gibt, die es in einem Land wie Argentinien nicht geben sollte, und ihnen geholfen werden muss, aber nicht nur, damit sie überleben, sondern besonders, damit sie ihre extreme Armut überwinden. Dazu gehört an erster Stelle die Schaffung von mehr Arbeitsmöglichkeiten, was eine Änderung der Arbeitsgesetzgebung voraussetzt, die Vollbeschäftigung und nicht Erhaltung der bestehender Arbeitsplätze und des Reallohnes zum Hauptziel haben muss. Das sagt jedoch niemand in der Regierung, und auch sonst nur wir. Die Beschäftigung hängt nicht nur vom Wachstum der Wirtschaft ab, sondern auch von der Möglichkeit, auch nichtstabile Arbeitsplätze besetzen zu können und auch solche, die den Tariflohn nicht vertragen, und zwar innerhalb der Legalität und nicht nur als Schwarzarbeit. Die bestehende Arbeitsgesetzgebung wirkt gegen die Vollbeschäftigung und somit auch gegen die Verringerung der Armut, und das hat keinen vernünftigen Sinn.